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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


zu dem Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der 
Verordnungen (EWG) Nr. 1408/71 und Nr. 574/72 über die Anwendung 
der Systeme der Sozialen Sicherheit auf die Arbeitnehmer und deren 
Familienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern 

— Drucksache 7/1648 — 


A. Problem 

Seit dem Inkrafttreten der EWG-Verordnungen Nr. 1408/71 und 
Nr. 574/72 hat das Recht einzelner Mitgliedstaaten Änderungen 
erfahren, die eine entsprechende Anpassung dieser Verordnun- 
gen erforderlich machen. 


B. Lösung 

Die die Bundesrepublik Deutschland betreffenden Änderungen 

zielen darauf ab, 

— Deutschen zu ermöglichen, die nach dem Rentenreformgesetz 
1972 eingeräumten Vorteile der freiwilligen Versicherung 
in der gesetzlichen Rentenversicherung voll auszuschöpfen; 

— auch Staatsangehörigen der übrigen Mitgliedstaaten auf- 
grund des Rentenreformgesetzes 1972 das Recht zur frei- 
willigen Versicherung und zur Nachentrichtung von Bei- 
trägen einzuräumen, wenn Beziehungen zur deutschen Ren- 
tenversicherung bestanden haben; 

— die nach dem Gesetz über die Krankenversicherung der 
Landwirte geschaffenen neuen Landwirtschaftlichen Kran- 
kenkassen in den Geltungsbereich der Verordnungen ein- 
zubeziehen; 
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— die innerstaatlichen Verwaltungskosten durch unmittelbare 
Rentenzahlungen in einige Mitgliedstaaten zu vermindern; 

— übersetzungs- und Schreibfehler zu beseitigen. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung der 
Verordnung nicht unmittelbar mit Kosten belastet. 
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A. Bericht des Abgeordneten Buschfort 


Der Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 1408/71 
und Nr. 574/72 über die Anwendung der Systeme 
der Sozialen Sicherheit auf die Arbeitnehmer und 
deren Familienangehörigen, die innerhalb der Ge- 
meinschaft zu- und abwandern, ist gemäß Artikel 2 
Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 
27. Juli 1957 mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
6. Februar 1974 — I/4-680-E-So 13/74 — dem Deut- 
schen Bundestag zugeleitet und mit Schreiben des 
Präsidenten vom 15. Februar 1974 dem Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung überwiesen worden, 
der die Vorlage am 22. März 1974 beraten hat. 

L Zu dem Verordnungsvorschlag 

Artikel 1 enthält die Änderungen zu der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1408/71. Nach dem Vorschlag 
soll die Verordnung in mehreren Punkten geändert 
werden, da das Recht einzelner Mitgliedstaaten seit 
Inkrafttreten der Verordnung Änderungen erfahren 
hat. Darüber hinaus sind noch zahlreiche redak- 
tionelle Änderungen und Ergänzungen vorgesehen. 

Änderungen, die die Bundesrepublik Deutschland 
und die Versicherten der deutschen Rentenversiche- 
rung betreffen, ergeben sich aus dem Rentenreform- 
gesetz vom 16. Oktober 1972 in bezug auf das Recht 
der freiwilligen Versicherung. Alle Einwohner der 
Bundesrepublik Deutschland (außer Beamten und 
diesen Gleichgestellten) und alle Deutschen im Aus- 
land können nunmehr freiwillige Beiträge entrich- 
ten, sofern sie nicht bereits pflichtversichert sind. 
Die bisherige Regelung durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 1408/71 hat die Inanspruchnahme dieses 
Rechts verhindert, weil danach Beiträge, die zur frei- 
willigen Versicherung neben einer Pflichtversiche- 
rung in einem anderen Mitgliedstaat entrichtet wur- 
den, nur als Höherversicherungsbeiträge angerechnet 
wurden. Der Änderungsvorschlag zielt darauf ab, 
allen Personen, denen das Rentenreformgesetz das 
Recht zur freiwilligen Versicherung eingeräumt hat, 
diese Möglichkeit in vollem Umfang zu erhalten. 


Durch die Änderung des „Anhang V Abschnitt C. 
Deutschland“ soll auch den Staatsangehörigen der 
übrigen Staaten das Recht der freiwilligen Versiche- 
rung erhalten werden, wenn gewisse Beziehungen 
j zur deutschen Versicherung bestanden haben. 

Da das Rentenreformgesetz auch eine Nachent- 
richtung freiwilliger Beiträge vom 1. Januar 1956 an 
zuläßt, wird dieses Recht den Deutschen und unter 
gewissen Voraussetzungen auch den Staatsangehö- 
j rigen der übrigen Mitgliedstaaten eingeräumt. 

Artikel 2 bringt die Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 574/72, mit der neben einer Reihe von 
redaktionellen Anpassungen insbesondere die 
Durchführung der geänderten Vorschriften der Ver- 
' Ordnung Nr. 1408/71 geregelt wird. Außer den durch 
1 das Rentenreformgesetz erforderlich gewordenen 
I ergeben sich für die Bundesrepublik Deutschland 
j auch Änderungen aus dem Inkrafttreten des Geset- 
zes über die Krankenversicherung der Landwirte. 

' Außerdem ist durch eine Ergänzung des Anhangs 7 
I zur Verminderung der Verwaltungskosten die un- 
' mittelbare Zahlung von Rentenleistungen in einige 
I Mitgliedstaaten der EWG vorgesehen worden. 

I Artikel 3 regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens 
■ der neuen Regelung. Für dieses Inkrafttreten ist 
grundsätzlich der 1. April 1973 vorgesehen worden, 
da die Verordnungen in den neun Mitgliedstaaten 
von diesem Zeitpunkt an gelten. Soweit es sich um 
redaktionelle Änderungen handelt, die der Beseiti- 
gung von übersetzungs- und Schreibfehlern dienen, 
ist für das Inkrafttreten der 1. Oktober 1972 vorge- 
sehen. Die Änderungen, die sich aus nationalen 
Rechtsvorschriften ergeben, sollen jedoch vom Zeit- 
punkt des Inkrafttretens der Gesetze, die diese Än- 
derungen bedingen, in Kraft treten. 


II. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung der Verordnung nicht unmittelbar mit 
Kosten belastet. 


Bonn, den 27. März 1974 


Buschfort 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

die Unterrichtung der Bundesregierung über den Vorschlag des Rates der Euro- 
päischen Gemeinschaften zur Änderung der Verordnungen (EWG) Nr. 1408 71 
und Nr. 574/72 — Drucksache 7/1648 — zur Kenntnis zu nehmen. 

Bonn, den 27. März 1974 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Schellenberg Buschfort 

Vorsitzender Berichterstatter 
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